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Norm

AVG §37;

LandesGleichbehandlungsG Slbg 2006 §16;

LandesGleichbehandlungsG Slbg 2006 §20 Abs2;

LandesGleichbehandlungsG Slbg 2006 §4 Z5;

VwGG §42 Abs2 Z1;

Rechtssatz

Gegenstand des von der Behörde durchzuführenden Verwaltungsverfahrens ist es zu klären, ob die Voraussetzungen

für einen Ersatzanspruch nach § 16 Slbg LandesGleichbehandlungsG 2006 gegeben sind oder nicht. Zweck des

Ermittlungsverfahrens ist es nach § 37 AVG, den für die Erledigung der Verwaltungssache maßgebenden Sachverhalt

festzustellen und den Parteien Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben. Im

Rahmen der so gegebenen Ermittlungsp:icht der Behörde und der Mitwirkungsp:icht des Beamten ist auf die

Schwierigkeiten des Beamten bei der Darlegung der Motive für die Entscheidungs=ndung, die sich im Allgemeinen

nicht in einer nach Außen in Erscheinung tretenden Weise dokumentieren, Bedacht zu nehmen. In diesem Sinn tri?t

die Parteien des Verfahrens die Verp:ichtung, die jeweils nur ihnen zugänglichen, für die Entscheidung wesentlichen

Überlegungen nachvollziehbar darzulegen. Der Beamte hat die für seine Annahme sprechenden Überlegungen einer

geschlechtsspezi=sch bedingten Benachteiligung o?en zu legen, wobei sich dies möglicherweise dann, wenn für die

Personalentscheidung kein entsprechendes Anforderungspro=l festgelegt wurde und keine Kenntnisse des Beamten

über die konkrete Quali=kation der anderen Bewerber gegeben sind, nur auf die Behauptung beschränken wird. Die

für die Entscheidung maßgeblichen Organwalter tri?t dann die Verp:ichtung, die Motive der von ihnen inhaltlich (mit-

)bestimmen Personalmaßnahme darzustellen. Die Entscheidung der Dienstbehörde hat - unter besonderer Beachtung

einer möglichen Befangenheit von Organwaltern und der gegebenen Verp:ichtung zur amtswegigen

Wahrheitserforschung - nach ausreichenden Erörterungen in der Sache selbst zu ergehen (vgl. E 14. Mai 2004,

2001/12/0163 = VwSlg 16359 A/2004).
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